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Bürgermeisteramt Seckach

Sitzung des Gemeinderats am 08.04.2024, 19.00 Uhr, Rathaus Seckach, großer Sitzungssaal

Organzuständigkeit für den Gemeindevollzugsdienst gem. § 125 Abs. l
PolG BW und § 31 DVO PolG

I. Erläuterungen
In seiner öffentlichen Sitzung am 24. 10. 2022 stimmte der Gemeinderat der Gemeinde Seckach
dem Abschluss eines Öffentlich-rechtlichen Vertrages mit dem Gemeindeverwaltungsverband
(GW) Osterburken zur Einführung eines Gemeindevollzugsdienstes (GVD) bei der Gemeinde
Seckach zu.

In derselben Sitzung wurde auch die Polizeiverordnung gegen umweltschädliches Verhalten, Be-
lästigung der Allgemeinheit, zum Schutz der Grün- und Erholungsanlagen und über das Anbrin-
gen von Hausnummern (Polizeiliche Umweltschutz-Verordnung) beschlossen. Zum 01. Januar
2023 nahm der Gemeindevollzugsangestellte des GW seine Arbeit in Seckach auf.

In dem als Anlage beigefügten § 31 Abs. l der Verordnung zur Durchführung des Polizeigesetzes
(DVO PolG) ist ein möglicher Aufgaben- und Zuständigkeitskatalog enthalten, aus welchem die
Ortspolizeibehörden diejenigen Aufgaben „aussuchen" können, die einem Gemeindevollzugsan-
gestellten übertragen werden sollen. Diese Aufgaben wurden mit Ausnahme des § 31 Abs. l Nr.
7 f im Rahmen der Stellenbesetzung im September 2022 durch den GW Osterburken in Abstim-
mung mit allen beteiligten Kommunen auch festgelegt und von jeder Kommune öffentlich be-
kannt gemacht.

Die Gemeinderatsgremien waren also für die Grundsatzentscheidung zuständig und die Verwal-
tungen für die Aufgabenfestlegung der Tätigkeit des GVD.

Im Sommer 2023 informierte das Regierungspräsidium Karlsruhe die Landratsämter dann aber
darüber, dass sich das Innenministerium zwischenzeitlich eine neue Rechtsauffassung zu eigen
gemacht habe, wonach der Gemeinderat als Hauptorgan auch für die Entscheidung über die
Aufgabenfestlegung zuständig sei.

Dies ergibt sich nach Meinung des Innenministeriums aus Folgendem: § 125 Abs. l Polizeigesetz
BW (PolG) stellt keine Pflichtaufgabe nach Weisung nach § 2 Abs. 3 Gemeindeordnung (GemO)
dar. Durch die Wortwahl „können" ist keine Pflicht, sondern die Möglichkeit der Ortspolizeibe-
hörden statuiert worden, ob sie einen Gemeindevollzugsdienst und falls ja, mit welchen Aufga-
ben, einrichten möchten. Folglich ist eine Zuständigkeit des Bürgermeisters nach § 44 Abs. 3
GemO zu verneinen. Auch scheidet eine Zuständigkeit des Bürgermeisters nach § 44 Abs. l
GemO (Leitung und innere Organisation der Gemeindeverwaltung) und § 44 Abs. 2 GemO (lau-
fende Verwaltung) aus. Insbesondere vor dem Hintergrund der Organisations- und Finanzhoheit
der Gemeinde handelt es sich bei der Entscheidung über die Frage, welche der in § 31 Abs. l
DVO PolG beschriebenen Aufgaben an den GVD übertragen werden sollen, um eine Frage grund-
sätzlicher Natur.

Die Gemeinderatsgremien der Gemeinde Seckach und der Stadt Adelsheim sowie die Verbands-
Versammlung des GW Osterburken sollen nun jeweils gleichlautende förmliche Beschlüsse über
die Aufgabenübertragung fassen. Ziel ist es, für die fünf Städte und Gemeinden Adelsheim,
Osterburken, Ravenstein, Rosenberg und Seckach einen einheitlichen Aufgabenkatalog festzu-
legen. Die Verwaltungen empfehlen, weiterhin alle in § 31 Abs. l DVO PolG aufgeführten Aufga-
ben, mit Ausnahme des § 31 Abs. l Nr. 7 f, auf den Gemeindevollzugsdienst zu übertragen. Die
in § 31 Abs. l Nr. 7 f beschriebene Aufgabe beinhaltet im Feldschutz die Bekämpfung tierischer
und pflanzlicher Schädlinge, was für den GVD nicht praxisrelevant ist.



II. a) Kosten
-keine-

b) Deckung
-nicht notwendig-

III. Beschlussempfehlung
Mit Ausnahme des § 31 Abs. l Nr. 7 f werden alle in § 31 Abs. l Durchführungsverordnung zum
Polizeigesetz Baden-Württemberg aufgeführten Aufgaben auf den Gemeindevollzugsdienst über-
tragen.

Aufgestellt:
See ach, den 26.03.2024

Ludwig, Bürgermeister



Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung des
Polizeigesetzes
(DVO PolG)

Vom 16. September 1994

§31
Aufgaben der gemeindlichen Vollzugsbediensteten

(1) Sind gemeindliche Vollzugsbedienstete bestellt, kann ihnen die Ortspolizeibehörde
polizeiliche Vollzugsaufgaben übertragen

1.

2.

4.
5.
6.

beim Vollzug von Gemeindesatzungen und Polizeiverordnungen der Orts- und
Kreispolizeibehörde,
im Straßenverkehrsrecht

a) beim Vollzug der Vorschriften über das Halten und Parken und über die
Sorgfaltspflichten beim Ein- und Aussteigen,
b) beim Vollzug der Vorschriften über das Verbot, Verkehrshindernisse zu
bereiten oder Fahrzeuge unbeleuchtet abzustellen,
c) bei der Überwachung der Verkehrsverbote auf Feld- und Waldwegen,
sonstigen beschränkt öffentlichen Wegen, Geh- und Sonderwegen sowie
tatsächlich-öffentlichen Straßen,
d) bei der Überwachung der Durchfahrtverbote in Fußgängerzonen, in
verkehrsberuhigten Bereichen und in Kur- und Erholungsorten,
e) bei der Unterstützung von Verkehrsregelungsmaßnahmen des
Polizeivollzugsdienstes bei Umzügen, Prozessionen, Großveranstaltungen
und ähnlichen Anlässen,

f) bei der Regelung des Straßenverkehrs durch Zeichen und Weisungen,
wenn dies zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung dringend
geboten erscheint und ein Tätigwerden des Polizeivollzugsdienstes nicht
abgewartet werden kann,
g) bei der Überwachung der Termine für die Haupt- und Abgasuntersuchung
im ruhenden Verkehr,

beim Vollzug der Vorschriften über Sondernutzungen an öffentlichen Straßen, über
das Reinigen, Räumen und Streuen öffentlicher Straßen und über den Schutz
öffentlicher Straßen einschließlich tatsächlich-öffentlicher Straßen,
beim Vollzug der Vorschriften über das Meldewesen,
beim Vollzug der Vorschriften über das Reisegewerbe und das Marktwesen,
im Umweltschutz

a) beim Vollzug der Vorschriften über unzulässigen Lärm und das unnötige
Laufenlassen von Fahrzeugmotoren,
b) beim Vollzug der Vorschriften über das Verbot des Behandelns, Lagerns
oder Ablagerns von Abfällen sowie über die Beseitigung pflanzlicher Abfälle
außerhalb dafür zugelassener Anlagen,
c) beim Vollzug der Vorschriften über Wasserschutzgebiete, über den Schutz
der Gewässer und über Gemeingebrauch und Sondemutzung an Gewässern,

im Feldschutz

a) beim Vollzug der Vorschriften zur Bewirtschaftung und Pflege von
Grundstücken,
b) beim Vollzug der Vorschriften über das Betreten der freien Landschaft und
geschlossener Rebanbaugebiete,
c) beim Vollzug der Vorschriften über Schutz und Pflege wildwachsender
Pflanzen und wildlebender Tiere in der freien Landschaft,
d) beim Vollzug der Vorschriften über den Nachweis der Berechtigung zur
Ausübung der Jagd und Fischerei,



e) beim Vollzug von Vorschriften zum Schutz des Eigentums an
landwirtschaftlichen und gärtnerischen Grundstücken, Erzeugnissen, Geräten
und Einrichtungen in der freien Landschaft und in Gartenanlagen,
f) bei der Bekämpfung tierischer und pflanzlicher Schädlinge,
g) beim Vollzug von Vorschriften über den Brandschutz in der freien
Landschaft,

8. im Veterinärwesen

a) beim Vollzug von Vorschriften über die Tierseuchenbekämpfung und die
Tierkö rperbeseitig ung,
b) beim Vollzug der Vorschriften über den Tierschutz,
c) bei Maßnahmen gegenüber herrenlosen Tieren,

9. für sonstige Aufgaben
a) beim Schutz von öffentlichen Grünanlagen, Kinderspielplätzen und anderen
dem öffentlichen Nutzen dienenden Anlagen gegen Beschädigung,
Verunreinigung und mißbräuchliche Benutzung,
b) beim Vollzug der Vorschriften über Anschläge und unerlaubtes Plakatieren,
c) beim Vollzug der Vorschrift über die Belästigung der Allgemeinheit,
d) beim Vollzug der Vorschriften über den Schutz der Sonn- und Feiertage,
e) beim Vollzug der Vorschriften über die Sperrzeit und den Ladenschluß,
f) beim Vollzug der Vorschriften zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit,
g) auf dem Gebiet des Sammlungswesens,
h) beim Vollzug der Vorschriften über das Halten gefährlicher Tiere,
i) auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes,
j) beim Vollzug der Vorschriften über die Verhütung von Unfällen und über das
Parken auf Privatgrundstücken (SS 9 und 12 des Landesgesetzes über
Ordnungswidrigkeiten).

Die Zuständigkeit des Polizeivollzugsdienstes bleibt unberührt.

(2) Mit Zustimmung des Regierungspräsidiums kann die Ortspolizeibehörde den
gemeindlichen Vollzugsbediensteten weitere polizeiliche Vollzugsaufgaben übertragen.

(3) Werden dem gemeindlichen Vollzugsdienst Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2
übertragen, so unterrichtet die Ortspolizeibehörde die örtlich zuständige Dienststelle des
Polizeivollzugsdienstes über den Umfang der Aufgabenwahrnehmung.

(4) Die Übertragung polizeilicher Vollzugsaufgaben nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst, c, Nr. 6
Buchst, b, Nr. 7 Buchst. b, d und f bedarf der Zustimmung der unteren Forstbehörde, soweit
sich die Zuständigkeit der gemeindlichen Vollzugsbediensteten auf den Wald erstrecken soll.


